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EUROPÄISCHE INVESTITIONSBANK

SATZUNG DES EUROPÄISCHEN INVESTITIONSFONDS

(vom Rat der Gouverneure der europäischen Investitionsbank am 25. Mai 1 994
verabschiedet)

Artikel 1

Errichtung

Es wird ein Europäischer Investitionsfonds — nach­
stehend „ der FONDS " genannt — errichtet, der mit
Rechtspersönlichkeit und Finanzautonomie ausgestattet
ist .

Artikel 4

Sitz

Als Sitz des FONDS wird der gleiche Ort bestimmt, an
dem die Europäische Investitionsbank, nachstehend „ die
BANK" genannt, ihren Sitz hat.

Artikel 2

Zweck

Zweck des FONDS ist es, zur Verwirklichung von Zielen
der Europäischen Gemeinschaft beizutragen . In diesem
Sinne unterstützt der FONDS :

— die Entwicklung transeuropäischer Netze in den Berei­
chen der Verkehrs-, Telekommunikations- und Ener­
gieinfrastruktur,

— die Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen .

Artikel 5

Mitglieder

1 . Gründungsmitglieder des FONDS sind :

— die Europäische Gemeinschaft, nachstehend „die
GEMEINSCHAFT" genannt, vertreten durch die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften , nach­
stehend „ die KOMMISSION " genannt,

— die BANK,

— die Finanzinstitute, deren Verzeichnis der vorliegen­
den Satzung beigefügt ist ( Anlage I ), nachstehend „die
FINANZINSTITUTE" genannt .

2 . Auf ihren Antrag hin und gemäß den vom Aufsichts­
rat auf Beschluß der Generalversammlung zu definieren­
den Bedingungen und Modalitäten können andere
Finanzinstitute aus Mitgliedstaaten der GEMEIN­
SCHAFT, die zur Verwirklichung der durch den FONDS
verfolgten Ziele beitragende Aktivitäten ausüben, Mitglie­
der des FONDS werden ( sie werden nachstehend eben­
falls „ die FINANZINSTITUTE" genannt).

Artikel 3

Tätigkeit

1 . Die Tätigkeit des FONDS besteht darin, unter
Anwendung solider bankmäßiger Grundsätze die Ent­
wicklung transeuropäischer Netze sowie kleiner und mitt­
lerer Unternehmen zu fördern, indem er :

— seine Garantie für Darlehen in jeder nach den jeweils
anwendbaren Rechtsvorschriften möglichen Form zur
Verfügung stellt,

— nach Ablauf eines Zeitraums von zwei Jahren nach
Inkrafttreten dieser Satzung und gemäß den in Artikel
13 Ziffer 3 definierten Bedingungen Beteiligungen an
Unternehmen jeglicher Rechtsform übernimmt, hält
und verwaltet .

2 . Der FONDS kann ferner jegliche anderen ergänzen­
den Operationen durchführen, die mit seiner Tätigkeit in
Zusammenhang stehen bzw. zu ihrer Erfüllung beitra­
gen .

Artikel 6

Kapital

1 . Das autorisierte Kapital des FONDS wird zunächst
zwei Milliarden ECU betragen, aufgeteilt in 2 000 Anteile
mit einem Nennwert von je einer Million ECU, die von
den Mitgliedern des FONDS gemäß den Bestimmungen
von Artikel 7 der Satzung gezeichnet werden können,
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5 . Die eingeforderten Anteile sind innerhalb von 90
Tagen nach der an die Mitglieder ergangenen Aufforde­
rung einzuzahlen.

6 . Ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auf­
sichtsrats können die Kapitalanteile weder verpfändet
noch in irgendeiner Weise belastet werden .

7. Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 6 Ziffer
5 dieser Satzung kann ein Mitglied in keiner Weise
aufgrund seiner Mitgliedschaft für Verbindlichkeiten des
FONDS haftbar gemacht werden .

8 . Die verfügbaren Mittel, die der FONDS nicht unmit­
telbar zur Erfüllung seiner Operationen benötigt, können
dazu verwendet werden, Anlagen auf den Finanzmärkten
vorzunehmen . Bei der Verwaltung dieser Anlagen nimmt
der FONDS nur solche Devisenarbitragen vor, die für die
Durchführung seiner Operationen oder die Erfüllung der
von ihm eingegangenen Verpflichtungen unmittelbar
erforderlich sind .

wobei sechshundert Millionen ECU den FINANZINSTI­
TUTEN zur Zeichnung vorbehalten sind .

2 . Die Rechnungseinheit wird als die von der GEMEIN­
SCHAFT verwendete ECU definiert.

3 . Das autorisierte Kapital kann, wenn es die Umstände
angezeigt erscheinen lassen , erhöht werden.

4 . Im Falle einer Erhöhung des Kapitals ist jedes Mit­
glied gemäß den von der Generalversammlung festgeleg­
ten Bedingungen zur Zeichnung eines Anteils entspre­
chend dem Verhältnis der vor der Erhöhung von ihm
gehaltenen Anteile und dem Kapital des FONDS berech­
tigt . Keines der Mitglieder ist jedoch zur Zeichnung
irgendeines Teils der Kapitalerhöhung verpflichtet .

5 . Die Mitglieder des FONDS sind aufgrund ihrer Mit­
gliedschaft für die vom FONDS eingegangenen Verbind­
lichkeiten nur in Höhe ihres Anteils am gezeichneten und
nicht eingezahlten Kapital haftbar.

Artikel 9

Rechte aus den Anteilen

Zu den in Artikel 31 und 38 dieser Satzung vorgesehenen
Bedingungen berechtigt jeder Kapitalanteil zu einem
Anteil an den Vermögenswerten des FONDS, am Reinge­
winn und gegebenenfalls am Liquidationserlös, und zwar
im Verhältnis zu der Anzahl der bestehenden Anteile .

Artikel 7

Zeichnung der Anteile

1 . Die Gründungsmitglieder des FONDS zeichnen die in
Anlage II dieser Satzung festgelegte Anzahl der Anteile
zum Nennwert.

2 . Jedes neue Mitglied zeichnet Anteile in einer Höhe
und zu Bedingungen, die von der Generalversammlung
festgelegt werden, wobei der Preis dieser Anteile nicht
unter dem Nennwert liegen darf.

Artikel 10

Geschäftsleitung und Verwaltung des FONDS

Der FONDS wird von den folgenden drei Organen gelei­
tet und verwaltet:

— der Generalversammlung

— dem Aufsichtsrat

— dem Finanzausschuß .

Artikel 8

Anteile

1 . Die Anteile am gezeichneten Anfangskapital werden
bis zu einer Höhe von 20 % in vier Jahresraten von
jeweils 5 % eingezahlt .

2 . Im Falle der Erhöhung des gezeichneten Kapitals
werden die Modalitäten für die Einzahlung der Anteile
Gegenstand eines Beschlusses der Generalversammlung
sein .

3 . Auf Vorschlag des Aufsichtsrats kann die Generalver­
sammlung die vollständige oder teilweise Einzahlung des
restlichen gezeichneten Kapitals verlangen, soweit dies
erforderlich ist, um den Verpflichtungen des FONDS
gegenüber seinen Gläubigern nachzukommen.

4 . Die Zahlungen erfolgen in ECU oder in anderen
konvertiblen Währungen.

Artikel 1 1

Generalversammlung

1 . Die Mitglieder des FONDS kommen mindestens ein­
mal jährlich zu einer Generalversammlung zusammen, die
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats einberufen wird .
Diese wird am Sitz des FONDS oder an einem anderen in
der Einberufung genannten Ort abgehalten .

2 . Die Generalversammlung kann ferner auf Veranlas­
sung eines der Mitglieder des FONDS und nach Beschluß
des Aufsichtsrats einberufen werden.
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Artikel 12

Teilnahmerecht — Vertretung — Quorum — Mehrheit

1 . Alle Mitglieder des FONDS sind zur Teilnahme an
den Generalversammlungen berechtigt .

2 . Die GEMEINSCHAFT ist durch eines der Mitglieder
der KOMMISSION vertreten, das von dieser benannt
wird .

3 . Die BANK ist durch ihren Präsidenten oder bei seiner
Verhinderung durch einen Vizepräsidenten vertreten .

4 . Die FINANZINSTITUTE sind mit einer Person je
FINANZINSTITUT vertreten .

5 . Jedes Mitglied des FONDS verfügt über eine der
Anzahl der von ihm gezeichneten Anteile entsprechende
Stimmenzahl.

6 . Die Mitglieder können ihre Stimme auf schriftlichem
Wege abgeben oder sich durch ein anderes Mitglied
vertreten lassen .

7. Die Generalversammlung ist beschlußfähig, wenn die
Vertreter der KOMMISSION, der BANK und der Mehr­
heit der Stimmrechte der FINANZINSTITUTE anwesend
oder vertreten sind .

8 . Die Beschlüsse der Generalversammlung werden mit
den Stimmen der KOMMISSION, der BANK und der
Mehrheit der Stimmen der anwesenden oder vertretenen
FINANZINSTITUTE gefaßt.

— genehmigt die Geschäftsordnung des FONDS;

— achtet auf die Durchführung der obengenannten
Richtlinien und die Einhaltung der Geschäftsord­
nung;

— beschließt über die Aufnahme neuer Mitglieder,

— genehmigt den vom Aufsichtsrat ausgearbeiteten
Geschäftsbericht;

— genehmigt die Jahresbilanz und die Gewinn- und
Verlustrechnung;

— entscheidet über die Höhe der Rücklagen sowie die
Verwendung und Verteilung der Reingewinne des
FONDS;

— bestellt die Mitglieder des Gremiums der Rechnungs­
prüfer des FONDS;

— übt die in Artikel 39 dieser Satzung vorgesehene
Befugnis bezüglich ihrer eventuellen Abänderungen
aus;

— entscheidet über die Erhöhung des autorisierten Kapi­
tals des FONDS sowie über jede Aufforderung zur
Einzahlung auf das gezeichnete Kapital ;

— beschließt gemäß den in Artikel 30 dieser Satzung
definierten Bedingungen über eine eventuelle Anhe­
bung des Höchstbetrags der Engagements des
FONDS;

— beschließt über die Suspendierung oder den Ausschluß
von Mitgliedern;

— beschließt über die endgültige Einstellung der Tätig­
keit des FONDS und die Verteilung seiner Vermö­
genswerte;

— genehmigt die Benennung von Mitgliedern des Auf­
sichtsrats und des Finanzausschusses .

4 . Die Modalitäten der Arbeitsweise der Generalver­
sammlung sind in der Geschäftsordnung festgelegt.

Artikel 13

Befugnisse der Generalversammlung

1 . Alle Befugnisse hinsichtlich Geschäftsleitung, Arbeits­
weise und Verwaltung des FONDS liegen bei der Gene­
ralversammlung.

2 . Die Generalversammlung kann ihre Befugnisse ganz
oder teilweise auf den Aufsichtsrat und den Finanzaus­
schuß übertragen, mit Ausnahme der nachstehend defi­
nierten Befugnisse .

3 . Die Generalversammlung

— faßt alle Beschlüsse, um den FONDS zu ermächtigen,
die in Artikel 3 Ziffer 1 zweiter Gedankenstrich
vorgesehenen Operationen betreffend die Übernahme
von Beteiligungen durchzuführen;

— erläßt die allgemeinen Richtlinien für die Tätigkeit des
FONDS;

Artikel 14

Vorsitz in der Generalversammlung

1 . Bei den Generalversammlungen führt ein Vertreter
einer Mitgliedsgruppe für die Dauer von einem Jahr den
Vorsitz; danach geht der Vorsitz an den Vertreter einer
anderen Mitgliedsgruppe über, und zwar ab dem Zeit­
punkt der ersten Generalversammlung in der folgenden
Reihenfolge : BANK, KOMMISSION, FINANZINSTI­
TUTE.

2 . Im Hinblick auf seine Bestellung durch die General­
versammlung wird der die FINANZINSTITUTE vertre­
tende Vorsitzende von den Mitgliedern dieser Gruppe
durch einen mit der absoluten Mehrheit der von dieser
Gruppe gehaltenen Stimmrechte gefaßten Beschluß
benannt.
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— er beschließt über die der Generalversammlung zu
unterbreitenden Vorschläge ;

— er faßt die Beschlüsse über die Operationen:

— die im Falle der Übernahme von Garantien über
einen Betrag von dreißig Millionen ECU hinausge­
hen;

— die im Falle von Beteiligungen einen höheren
Betrag betreffen als den, der durch den Beschluß
der Generalversammlung gemäß Artikel 13 Zif­
fer 3 der Satzung für Operationen dieser Art fest­
gelegt wurde;

die vorstehend angesprochenen Beträge können nach
Ablauf eines Zeitraums- von zwei Jahren nach Inkraft­
treten dieser Satzung auf Beschluß der Generalver­
sammlung geändert werden;

— er legt die Höhe der Provisionen für die Garantien je
nach den damit im Einzelfall verbundenen Risiken
fest;

— er legt die allgemeinen Bedingungen der Beteiligungs­
übernahmen fest;

— er gewährleistet, daß die Verwaltung des FONDS mit
den Bestimmungen dieser Satzung sowie den von der
Generalversammlung erlassenen allgemeinen Richt­
linien in Einklang steht;

— er legt der Generalversammlung jährlich einen
Geschäftsbericht des FONDS vor;

— er beruft die Generalversammlungen des FONDS ein;

— er kontrolliert die Tätigkeit des Finanzausschusses. .

Artikel 15

Protokolle — Auszüge

Die Protokolle der Generalversammlungen sowie Kopien
oder Auszüge dieser Protokolle werden vom Sekretariat
des FONDS, dessen Aufgaben von den Dienststellen der
Bank wahrgenommen werden, ausgearbeitet bzw. ausge­
stellt und beglaubigt .

Artikel 16

Aufsichtsrat

1 . Der Aufsichtsrat setzt sich aus sieben Mitgliedern wie
folgt zusammen:
zwei Mitglieder, die die KOMMISSION vertreten ,
drei Mitglieder, die die BANK vertreten ,
zwei Mitglieder, die die FINANZINSTITUTE vertreten.

2 . Jedes Aufsichtsratsmitglied hat einen Stellvertreter,
der bei seiner Abwesenheit in seinem Namen handelt .

3 . Die die BANK vertretenden Mitglieder sind der amtie­
rende Präsident des Direktoriums der BANK oder bei
seiner Verhinderung ein Vizepräsident, ein ordentliches
Verwaltungsratsmitglied des Landes, das den Vorsitz im
Rat der Gouverneure der BANK innehat, und ein ordent­
liches Verwaltungsratsmitglied des Landes , das diesen
Vorsitz im anschließenden Geschäftsjahr führen wird .
Ihre Stellvertreter sind ordentliche Verwaltungsratsmit­
glieder der BANK, die vom Verwaltungsrat benannt
werden, wobei eine größtmögliche geographische Vertei­
lung anzustreben ist .

4 . Bei den die KOMMISSION vertretenden Mitgliedern
handelt es sich um die von ihr als Mitglieder des Verwal­
tungsrats der BANK benannten Personen . Ihre Stellvertre­
ter werden von der KOMMISSION benannt .

5 . Die die FINANZINSTITUTE vertretenden Mitglieder
sowie ihre Stellvertreter werden von dieser Gruppe von
Mitgliedern gemäß den in der Geschäftsordnung festge­
legten Modalitäten benannt.

6 . Die Stellvertreter der ordentlichen Aufsichtsratsmit­
glieder können an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil­
nehmen.

7. Unbeschadet der Bestimmungen von Ziffer 3 und 4
dieses Artikels werden die Mitglieder des Aufsichtsrats
für die Dauer von zwei Jahren bestellt. Die Wiederbestel­
lung ist zulässig.

8 . Die Modalitäten der Arbeitsweise des Aufsichtsrats
sind in der Geschäftsordnung festgelegt.

Artikel 1 7

Befugnisse des Aufsichtsrats

Die Befugnisse des Aufsichtsrats sind — abgesehen von
denen, die ihm aufgrund der anderen Bestimmungen
dieser Satzung übertragen wurden — folgende :

Artikel 18

Vorsitz im Aufsichtsrat

Der Vorsitz im Aufsichtsrat wird vom Präsidenten der
BANK oder bei seiner Verhinderung von einem ihrer
Vizepräsidenten wahrgenommen.

Artikel 19

Aufsichtsrat — Sitzungen — Quorum

1 . Der Aufsichtsrat tritt zusammen, sooft das Interesse
des FONDS dies erfordert, mindestens jedoch einmal je
Quartal . Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden einbe­
rufen und am Sitz des FONDS oder an irgendeinem
anderen Ort abgehalten . Für die Einberufung und die
Aufstellung der Tagesordnung sind die in der Geschäfts­
ordnung vorgesehenen Bedingungen maßgebend .

2 . Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn mindestens
ein Vertreter jeder Mitgliedsgruppe des FONDS anwe­
send ist .
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3 . Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit den
Stimmen der die KOMMISSION und die BANK vertre­
tenden Mitglieder sowie mit der Stimme von mindestens
einem der die FINANZINSTITUTE vertretenden Mitglie­
der gefaßt.

Artikel 20

Protokolle

Für die Ausarbeitung der Protokolle über die Beratungen
des Aufsichtsrats sowie für die Ausstellung und Beglaubi­
gung von Kopien oder Auszügen ist das Sekretariat des
FONDS verantwortlich .

Artikel 21

Finanzausschuß

1 . Der FONDS wird von einem aus einem Vertreter der
BANK, einem Vertreter der KOMMISSION und einem
Vertreter der FINANZINSTITUTE bestehenden Finanz­
ausschuß geleitet.

2 . Der Finanzausschuß wird für drei Jahre bestellt . Seine
Mitglieder sind unbeschränkt wiederwählbar .

3 . Jedes Mitglied des Finanzausschusses hat einen Stell­
vertreter, der in seiner Abwesenheit in seinem Namen
handelt .

4 . Die Modalitäten der Bestellung der Mitglieder des
Finanzausschusses und ihrer Stellvertreter sowie die
Modalitäten der Arbeitsweise des Finanzausschusses sind
in der Geschäftsordnung festgelegt .

Artikel 23

Sitzungen des Finanzausschusses

1 . Die Sitzungen des Finanzausschusses werden von sei­
nem Vorsitzenden einberufen und finden sooft statt, wie
es die Aktivitäten des FONDS erfordern .

2 . Die Sitzungen werden am Sitz des FONDS oder an
einem in der Einberufung genannten anderen Ort abge­
halten .

3 . Der Finanzausschuß benennt gegebenenfalls einen
Sekretär, der nicht eines seiner Mitglieder sein muß.

4 . Die Beschlüsse des Finanzausschusses werden mit der
Mehrheit seiner Mitglieder gefaßt, mit Ausnahme der
Beschlüsse über Garantie- und Beteiligungsoperationen,
die einstimmig zu fassen sind . Ist die Einstimmigkeit nicht
gegeben, so kann der betreffende Beschluß auf Vorschlag
des Vorsitzenden des Finanzausschusses dem Aufsichtsrat
vorgelegt werden .

5 . Über die Beschlüsse des Finanzausschusses werden
Protokolle erstellt , die vom Vorsitzenden und mindestens
einem weiteren Mitglied des Finanzausschusses zu unter­
zeichnen sind .

6 . Kopien oder Auszüge der Protokolle über die
Beschlüsse des Finanzausschusses werden von einem sei­
ner Mitglieder oder einem zu diesem Zweck Bevollmäch­
tigten beglaubigt.

Artikel 24

Befugnisse des Finanzausschusses

1 . Vorbehaltlich der gemäß dieser Satzung und der
Geschäftsordnung ausdrücklich der Generalversammlung
und dem Aufsichtsrat übertragenen Befugnisse ist der
Finanzausschuß mit den größtmöglichen Befugnissen aus­
gestattet, um in jeder Situation im Namen des FONDS zu
handeln . Er übt seine Befugnisse im Rahmen der in
Artikel 2 dieser Satzung festgelegten Zweckbestimmung
und Aufgabenbereiche aus .

2 . Der Finanzausschuß kann eines seiner Mitglieder
sowie jede von ihm bestimmte Person mit Sonderaufga­
ben betrauen, die von ihm festgelegt sind, und ihnen für
einen oder mehrere Zwecke mit oder ohne Möglichkeit
der Erteilung von Untervollmachten die von ihm für
angemessen erachteten Befugnisse übertragen .

3 . Der Finanzausschuß übt seine Funktionen unter der
Kontrolle des Aufsichtsrats gemäß den in dieser Satzung
festgelegten Bedingungen aus .

4 . Er ist insbesondere dazu verpflichtet :

— dem Aufsichtsrat wenigstens einmal pro Quartal einen
Bericht über die Tätigkeit des FONDS vorzulegen,

Artikel 22

Vorsitz

1 . Den Vorsitz im Finanzausschuß hat das die BANK
vertretende Mitglied des Ausschusses inne .

2 . Der FONDS wird gegenüber Dritten vom Vorsitzen­
den des Finanzausschusses vertreten .

3 . Mit dem Einverständnis der anderen Mitglieder des
Finanzausschusses kann er seine Vertretungsbefugnisse
auf andere Mitglieder des Personals der BANK übertra­
gen .

4 . Die den FONDS betreffenden Rechtsakte und alle in
seinem Namen eingegangenen Verpflichtungen werden
vom Vorsitzenden des Finanzausschusses oder jedem vom
Finanzausschuß speziell dazu Bevollmächtigten unter­
zeichnet .
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Einrichtung oder eines einzigen Finanzinstituts, eines ein­
zigen Unternehmens oder Vorhabens sind in der
Geschäftsordnung festgelegt.

Die entsprechenden Höchstbeträge der Engagements des
FONDS im Falle der Übernahme von Beteiligungen wer­
den in den gemäß Artikel 13 Ziffer 3 dieser Satzung zu
fassenden diesbezüglichen Beschlüssen festgelegt.

Artikel 30

Höchstbetrag des Gesamtengagements des FONDS

Das Gesamtengagement des FONDS darf folgende
Beträge nicht überschreiten :

— im Falle der Bereitstellung von Garantien : das Drei­
fache des gezeichneten Kapitals , wobei dieser Höchst­
betrag durch aufeinanderfolgende Beschlüsse der
Generalversammlung bis auf maximal das Fünffache
des gezeichneten Kapitals angehoben werden kann .
Nach Bildung einer Rücklage in Höhe von 7,5 % des
gezeichneten Kapitals kann dieser Höchstbetrag auf
das Achtfache des gezeichneten Kapitals angehoben
werden;

— im Falle der Übernahme von Beteiligungen : den von
der Generalversammlung in Anwendung von Artikel
13 dieser Satzung festgelegten Betrag.

— dem Aufsichtsrat innerhalb von drei Monaten nach
Abschluß eines Geschäftsjahres die Jahresabschlüsse
des FONDS vorzulegen .

Artikel 25

Rechnungsprüfung

Die Rechnungsabschlüsse des FONDS werden jährlich
von einem Gremium geprüft, das aus zwei von der
Generalversammlung gemäß den in der Geschäftsordnung
festgelegten Bedingungen ernannten und nach ihren übli­
chen fachlichen Grundsätzen handelnden Rechnungsprü­
fern besteht . Sie bestätigen, daß die Bilanz und die
Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Operationen des
FONDS den Geschäftsbüchern des FONDS entsprechen
und auf der Aktiv- und Passivseite die Vermögenslage des
FONDS richtig wiedergeben.

Artikel 26

Bedingungen und Modalitäten der Operationen

Im Rahmen der Bestimmungen dieser Satzung führt der
FONDS Garantie- und Beteiligungsoperationen oder
damit vergleichbare Operationen für Investitionsvorhaben
durch, die in den Mitgliedstaaten der GEMEINSCHAFT
realisiert werden sollen oder — sofern es sich um grenz­
überschreitende Projekte handelt — in angrenzenden Län­
dern durchzuführen sind , wobei in diesen Fällen ein
einstimmiger Beschluß des Aufsichtsrates erforderlich ist .

Artikel 27

Vergütung für die Operationen des FONDS

1 . Die Vergütungen, die der FONDS für seine Operatio­
nen erhält, sind so festzulegen, daß sie die Betriebskosten
decken, die Vielfalt der eingegangenen Risiken widerspie­
geln, die Bildung einer diesen Risiken entsprechenden
Rücklage ermöglichen und eine angemessene Verzinsung
der Mittel des FONDS gewährleisten .

2 . Die vorgenannten Grundsätze werden Gegenstand
von Bestimmungen der Geschäftsordnung sein .

Artikel 28

Übernahme von Beteiligungen

Die Beteiligungen am Kapital von Unternehmen, die der
FONDS gemäß Artikel 3 dieser Satzung übernehmen
kann, müssen Minderheitsbeteiligungen sein , die nur vor­
übergehend gehalten werden.

Artikel 29

Beschränkung der Operationen des FONDS

Die Höchstbeträge der Engagements des FONDS im Falle
der Bereitstellung von Garantien zugunsten einer einzigen

Artikel 31

Verwendung und Verteilung der Nettoerträge

1 . Die Generalversammlung legt mindestens einmal im
Jahr fest, welcher Teil der Nettoerträge des FONDS in
die Rücklagen eingestellt oder für andere Verwendungs­
zwecke einbehalten wird und welcher Teil ausgeschüttet
wird .

Vor jeglicher Verwendung der Nettoerträge des FONDS
für andere Zwecke wird jährlich ein Betrag von minde­
stens 20 % einer Rücklage zugewiesen, bis diese 10%
des gezeichneten Kapitals erreicht hat. Die Einstellung in
die Rücklage wird erneut aufgenommen, wenn diese
Bedingung nicht mehr erfüllt ist .

2 . Gemäß Artikel 9 dieser Satzung erfolgen die Aus­
schüttungen im Verhältnis zu der Anzahl der von den
einzelnen Mitgliedern gehaltenen Anteile .

Artikel 32

Zusammenarbeit mit Dritten

1 . Der FONDS kann Aufgaben betreffend die Verwal­
tung von Sondermitteln übernehmen, die ihm von Dritten
übertragen werden, sofern sie mit seiner Zielsetzung
vereinbar sind , in einer getrennten Rechnungslegung
erfaßt werden und eine ausreichende Vergütung gewährt
wird .
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3 . Im Falle des Rückkaufs der Anteile des ausgeschlosse­
nen Mitglieds durch den FONDS wird deren Preis durch
ihren Wert bestimmt, der sich aus den Büchern des
FONDS zum Zeitpunkt des Erlöschens der Mitgliedschaft
des Mitglieds des FONDS ergibt, wobei dieser Preis den
Nennwert der betreffenden Anteile nicht übersteigen
darf.

Ungeachtet der Aberkennung seiner Mitgliedschaft haftet
das frühere Mitglied weiterhin für seine unmittelbaren
Verpflichtungen und Eventualverbindlichkeiten gegenüber
dem FONDS, solange ein Teil der vor dem Erlöschen
seiner Mitgliedschaft gewährten Garantien oder über­
nommenen Beteiligungen aussteht. Ihm entstehen jedoch
keine Verbindlichkeiten aus später vom FONDS gewähr­
ten Garantien und übernommenen Beteiligungen, und es
ist weder an den Einnahmen noch an den Ausgaben des
FONDS beteiligt.

4 . Die Bezahlung der durch den FONDS von dem ausge­
schlossenen Mitglied zurückgekauften Anteile erfolgt zu
den nachstehenden Modalitäten :

— Vor Ablauf einer Frist von 6 Monaten nach Erlöschen
der Mitgliedschaft werden keine Zahlungen vorge­
nommen. Die an das frühere Mitglied zu leistende
Zahlung beschränkt sich auf die Differenz zwischen
dem Rückkaufpreis und den Verbindlichkeiten des
früheren Mitglieds gegenüber dem FONDS aus den
Operationen des FONDS;

— erleidet der FONDS Verluste auf bei Erlöschen der
Mitgliedschaft ausstehende Garantien oder von ihm
gehaltene Kapitalbeteiligungen und übersteigen diese
Verluste den Betrag der bei Erlöschen der Mitglied­
schaft bestehenden Rücklage zur Abdeckung von Ver­
lusten, so muß das frühere Mitglied auf Verlangen des
FONDS den Betrag zurückzahlen, um den sich der
Rückkaufpreis seiner Anteile vermindert hätte, wenn
die Verluste bei der Festlegung des Rückkaufpreises
berücksichtigt worden wären . Außerdem ist das frü­
here Mitglied bei Einforderung nicht eingezahlter
Teile des gezeichneten Kapitals weiterhin in der Höhe
zur Zahlung verpflichtet, in der es hätte beitragen
müssen, wenn die Minderung des Kapitals des
FONDS und die Einforderung des einzuzahlenden
Kapitals zum Zeitpunkt der Festlegung des Rückkauf­
preises seiner Anteile erfolgt wäre .

2. Der FONDS arbeitet mit sämtlichen internationalen
Organisationen zusammen, die in Bereichen tätig sind , die
seinen eigenen entsprechen .

3 . Der FONDS schließt im Hinblick auf die Verwirkli­
chung seiner Ziele oder die Durchführung seiner Aufga­
ben mit diesen internationalen und mit nationalen Orga­
nisationen sowie mit Bankpartnern in den Mitgliedstaaten
oder in nicht zur GEMEINSCHAFT gehörenden Ländern
Übereinkommen ab.

Artikel 33

Austrittsrecht der Mitglieder

Jedes der zur Gruppe der FINANZINSTITUTE gehö­
rende Mitglied des FONDS kann jederzeit aus dem
FONDS austreten, indem es seine Anteile an ein anderes
FINANZINSTITUT, das Mitglied des FONDS ist, oder
an ein drittes Institut verkauft . Für einen derartigen
Verkauf ist die vorherige Zustimmung der Generalver­
sammlung erforderlich .

Artikel 34

Suspendierung oder Ausschluß von Mitgliedern

1 . Kommt ein Mitglied des FONDS einer seiner Mit­
gliedsverpflichtungen, wie sie sich aus dieser Satzung
ergeben, nicht nach, so kann seine Mitgliedschaft durch
Beschluß der Generalversammlung suspendiert werden .

2 . Während der Suspendierung hat das Mitglied alle
seine Verpflichtungen aus der Mitgliedschaft zu erfüllen ,
kann jedoch mit Ausnahme des Austrittsrechts nach Arti­
kel 33 kein anderes der in dieser Satzung vorgesehenen
Rechte wahrnehmen .

3 . Ist das suspendierte Mitglied nach Ablauf eines Zeit­
raums von sechs Monaten im Anschluß an den Suspen­
dierungsbeschluß der Generalversammlung seinen dabei
angesprochenen Verpflichtungen nicht nachgekommen, so
kann die Generalversammlung ihm seine Mitgliedschaft
aberkennen.

Artikel 35

Abrechnung der Konten ausgeschlossener Mitglieder des
FONDS

1 . Das Erlöschen der Mitgliedschaft hat eine teilweise
Abrechnung der Konten des betreffenden Mitglieds zur
Folge .

2 . Die Anteile des ausgeschlossenen Mitglieds werden
den anderen FINANZINSTITUTEN, die Mitglieder des
FONDS sind, oder dritten Instituten zum Kauf angebo­
ten, wobei für die Übernahme der Anteile die vorherige
Zustimmung der Generalversammlung erforderlich ist .

Werden die Anteile nicht von den anderen FINANZ­
INSTITUTEN oder dritten Instituten übernommen, so
werden sie vom FONDS zurückgekauft .

Artikel 36

Einstellung der Geschäftstätigkeit

1 . Der - Aufsichtsrat kann, wenn es die Umstände erfor­
dern, die Geschäftstätigkeit des FONDS vorübergehend
einstellen . Er legt diese Entscheidung der Generalver­
sammlung zur Beschlußfassung vor . Die Generalversamm­
lung kann die endgültige Beendigung der Geschäftstätig­
keit des FONDS beschließen, der damit sofort seine
gesamte Tätigkeit mit Ausnahme der seine Liquidation
betreffenden Maßnahmen einstellt .
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2 . Die endgültige Einstellung der Tätigkeit des FONDS
hat seine Auflösung zur Folge . Die Generalversammlung
bestellt die Liquidatoren, die die für die Auflösung not­
wendigen Operationen durchführen werden.

Artikel 37

Haftung der Mitglieder des FONDS

1 . Im Falle der endgültigen Einstellung der Geschäfts­
tätigkeit des FONDS werden die zu dem Zeitpunkt
bestehenden Forderungen gegenüber dem FONDS durch
die nachstehenden, in der Reihenfolge ihrer Verwendung
aufgeführten Mittel beglichen :

— Vermögenswerte des FONDS

— dem FONDS geschuldete Zahlungen für eingefor­
derte, nicht eingezahlte Anteile.

2 . Der Aufsichtsrat ergreift angemessene Maßnahmen,
um eine Verteilung auf Gläubiger mit unmittelbaren
Forderungen und Gläubiger mit Eventualforderungen im
Verhältnis zu ihren jeweiligen Ansprüchen zu gewährlei­
sten .

3 . Die so beschlossenen Änderungen treten für alle Mit­
glieder des FONDS drei Monate nach der an sie ergange­
nen Mitteilung in Kraft, sofern nicht die Generalver­
sammlung etwas anderes beschließt .

Artikel 40

Maßgebliches Recht

1 . Über Rechtsstreitigkeiten zwischen dem FONDS
einerseits und den Begünstigten seiner Operationen ande­
rerseits, unabhängig davon, ob es sich um die FINANZ­
INSTITUTE in ihrer Rolle als Begünstigte oder um
andere Begünstigte handelt, entscheiden die zuständigen
Gerichte der einzelnen Staaten .

2 . Zu diesem Zweck begründet der FONDS in jedem
Mitgliedstaat der GEMEINSCHAFT einen Gerichtsstand
der Niederlassung . Er kann jedoch in einem Vertrag einen
besonderen Gerichtsstand bestimmen oder ein Schieds­
verfahren vorsehen .

3 . Gemäß den Bestimmungen und innerhalb der Gren­
zen von Artikel 30 Absatz 6 der Satzung der BANK fallen
die Rechtsstreitigkeiten, die die von den Organen des
FONDS ergriffenen Maßnahmen betreffen, in die Zustän­
digkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaf­
ten .

Artikel 41

Vorrechte und Befreiungen

Die Bestimmungen des Protokolls über die Vorrechte und
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften gelten im
Rahmen der in Artikel 30 Absatz 5 der Satzung der
BANK vorgesehenen Bestimmungen und Bedingungen
auch für den FONDS, die Mitglieder seiner Organe und
sein Personal .

Artikel 42

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt in Kraft, wenn ihre Bestimmungen
angenommen und die Beitrittsformalitäten von FINANZ­
INSTITUTEN aus mindestens sechs Mitgliedsländern der
GEMEINSCHAFT abgeschlossen sind, deren Zeichnun­
gen 50 % des für diese Kategorie von Mitgliedern reser­
vierten Anteils am Kapital erreicht haben.

Ist diese Bedingung innerhalb einer Frist von höchstens
drei Monaten nach Ratifizierung des Rechtsakts zur
Änderung des Protokolls über die Satzung der BANK
durch die Mitgliedstaaten nicht erfüllt , so kann der Rat
der Gouverneure der BANK einstimmig den Beschluß
fassen,

— daß der Dreiparteiencharakter des FONDS zufrieden­
stellend gewahrt ist

— und daß dementsprechend diese Satzung in ' Kraft
tritt .

Artikel 38

Verteilung der Vermögenswerte

1 . Im Falle der Beendigung der Tätigkeit des FONDS
erfolgt eine Verteilung von Vermögenswerten an seine
Mitglieder aufgrund des von ihnen gezeichneten Kapitals
des FONDS erst dann, wenn

— sämtliche Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern des
FONDS beglichen sind,

— die Generalversammlung die Verteilung der Vermö­
genswerte beschlossen hat.

2 . Die Verteilung der Vermögenswerte des FONDS an
die Mitglieder erfolgt im Verhältnis ihrer jeweiligen Betei­
ligung am Kapital des FONDS .

3 . Der Aufsichtsrat legt die Modalitäten für diese Vertei­
lung fest .

Artikel 39

Änderungen

1 . Auf Vorschlag des Aufsichtsrats können Änderungen
dieser Satzung vorgenommen werden, die die Fortführung
der Tätigkeit des FONDS als erforderlich erscheinen
läßt.

2 . Nach vorheriger einstimmiger Genehmigung durch
den Rat der Gouverneure der BANK sind die vorgeschla­
genen Änderungen der Generalversammlung zur Be­
schlußfassung vorzulegen .
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ANLAGE I

VERZEICHNIS DER FINANZINSTITUTE, DIE GRÜNDUNGSMITGLIEDER DES FONDS SEIN
WERDEN

— Irland

AIB Group

— Italienische Republik

Crediop/San Paolo
IMI S.p.A.
Banca di Roma

Banco di Napoli
Banca Nazionale del Lavoro

Cassa di Risparmio delle Province Lombarde
Banca Commerciale Italiana
Credito Italiano

Istituto di Credito delle Casse di Risparmio Italiane
Ambroveneto

Società Finanziaria di Partecipazione S.p.A.

— Großherzogtum Luxemburg

Bacob Bank Luxembourg S.A.
Kredietbank Luxembourg S.A.
Banque et Caisse d'Epargne de l'Etat
Banque Générale du Luxembourg S.A.
Banque Internationale à Luxembourg

— Königreich der Niederlande

ABN-AMRO

De Nationale Investeringsbank

— Portugiesische Republik

Caixa Geral de Depositos
Banco Comercial Portugués
Banco de Fomento e Exterior

Banco Portugués de Investimento

— Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland

Nikko Bank (UK ) PLC
Barclays Bank PLC

— Königreich Belgien
Kredietbank S.A.

Société Nationale de Crédit à l'Industrie ( SNCI )
Générale de Banque
Crédit Professionnel

— Königreich Danemark

Finansieringsinstituttet for Industri og Håndværk A/S

— Bundesrepublik Deutschland
Kreditanstalt für Wiederaufbau
WestLB Girozentrale

Deutsche Girozentrale-Deutsche Kommunalbank

Landeskreditbank Baden-Württemberg
Südwest LB

Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung
Landesbank Rheinland-Pfalz

— Griechische Republik
Ionian Bank

Commercial Bank of Greece

— Königreich Spanien

Instituto de Crédito Oficial

Banco de Negocios Argentaria
Banco Central Hispano Americano
Banco Bilbao Vizcaya
Banco Español de Crédito
Caja de Ahorros de Madrid

— Französische Republik
Crédit National
Crédit Local de France

Caisse Nationale de Crédit Agricole
Groupe des Banques Populaires
Groupe Crédit Coopératif
Crédit Mutuel

N.B. : Weitere Banken könnten beitreten.
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ANLAGE II

ANFÄNGLICHE ZEICHNUNG VON ANTEILEN AM AUTORISIERTEN KAPITAL

Anzahl Gezeichneter
der Anteile Kapitalbetrag

Europäische Gemeinschaft 600 600 000 000

Europäische Investitionsbank 800 800 000 000

Königreich Belgien 13 13 000 000
— Kredietbank 4 4 000 000

— Societe Nationale de Credit ä l'Industrie 3 3 000 000

— Generale de Banque 3 3 000 000
— Credit Professionnel 3 3 000 000

Königreich Dänemark 3 3 000 000
— Finansieringsinstituttet for Industri og Händvasrk 3 3 000 000

Bundesrepublik Deutschland 63 63 000 000
— Kreditanstalt für Wiederaufbau 30 30 000 000

— WestLB Girozentrale 10 10 000 000

— Deutsche Girozentrale-Deutsche Kommunalbank 5 5 000 000

— Landeskreditbank Baden-Württemberg 5 5 000 000
— Südwest LB 5 5 000 000

— Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung 5 5 000 000
— Landesbank Rheinland-Pfalz 3 3 000 000

Griechische Republik 6 6 000 000
— Ionian Bank 3 3 000 000

— Commercial Bank of Greece 3 3 000 000

Königreich Spanien 20 20 000 000
— Instituto de Credito Oficial 5 5 000 000

— Banco de Negocios Argentaria 3 3 000 000
— Banco Central Hispano Americano 3 3 000 000
— Banco Bilbao Vizcaya 3 3 000 000
— Banco Espanol de Credito 3 3 000 000
— Caja de Ahorros de Madrid 3 3 000 000

Französische Republik 44 44 000 000
— Credit National 15 15 000 000

— Credit Local de France 10 10 000 000

— Caisse Nationale de Credit Agricole 10 10 000 000
— Groupe des Banques Populaires 3 3 000 000
— Groupe Credit Cooperatif 3 3 000 000
— Credit Mutuel 3 3 000 000

Irland 3 3 000 000

— AIB Group 3 3 000 000



7. 7 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173/11

Anzahl Gezeichneter
der Anteile Kapitalbetrag

Italienische Republik 63 63 000 000
— Crediop/San Paolo 10-20 10 000 000
— IMI 10 10 000 000

— Banca di Roma 5 5 000 000

— Banco di Napoli 5 5 000 000
— Banca Nazionale del Lavoro 5 5 000 000

— Cassa di Risparmio delle Province Lombarde 5 5 000 000
— Banca Commerciale Italiana 5 5 000 000

— Credito Italiano 5 5 000 000

— Istituto di Credito delle Casse di Risparmio Italiane 5 5 000 000
— Ambroveneto 5 5 000 000

— Societä Finanziaria di Partecipazione/Mediocredito Centrale 3 3 000 000

Großherzogtum Luxemburg 18 18 000 000
— Bacob Bank Luxembourg 5 5 000 000
— Kredietbank Luxembourg 4 4 000 000
— Banque et Caisse d'Epargne de l'Etat 3 3 000 000
— Banque Generale du Luxembourg 3 3 000 000
— Banque Internationale ä Luxembourg 3 3 000 000

Königreich der Niederlande 13 13 000 000
— ABN-AMRO 10 10 000 000

— De Nationale Investeringsbank 3 3 000 000

Portugiesische Republik 12 12 000 000
— Caixa Geral de Depositos 3 3 000 000
— Banco Comercial Portugues 3 3 000 000
— Banco de Fomento e Exterior 3 3 000 000

— Banco Portugues de Investimento 3 3 000 000

Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland 13 13 000 000
— NikkoBank ( UK ) 10 10 000 000
— Barclays Bank 3 3 000 000

Noch nicht zugewiesene Anteile ( 329 ) ( 329 000 000 )

INSGESAMT: 2 000 2 000 000 000

N.B. : Weitere Anteile könnten zugewiesen werden.
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RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 6. Juni 1994

über die Mitgliedschaft der Gemeinschaft im Europäischen Investitionsfonds

( 94/375/EG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

in Kenntnis der Satzung des Europäischen Investitions­
fonds ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 11 . und
12 . Dezember 1992 in Edinburgh den Rat und die
Europäische Investitionsbank ersucht, rasch und wohl­
wollend die möglichst baldige Errichtung eines Euro­
päischen Investitionsfonds (nachstehend „Fonds" ge­
nannt ) zu prüfen .

Der Fonds ist ein kostengünstiges und effizientes Instru­
ment, mit dem die Gemeinschaft zusammen mit der
Europäischen Investitionsbank und anderen Finanzinsti­
tuten einen wesentlichen Beitrag zum Ausbau der transeu­
ropäischen Netze in den Bereichen Verkehrsinfrastruktu­
ren, Telekommunikation und Energie sowie zur Entwick­
lung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
leisten kann .

Der Fonds wird Investitionen in beiden Bereichen för­
dern, um zur Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft
beizutragen .

Eine zügige Errichtung des Fonds wird ein beständiges
und ausgewogenes Wachstum innerhalb der Gemein­
schaft anregen .

Artikel 30 der Satzung der Europäischen Investitionsbank
ermächtigt den Rat der Gouverneure der Bank zur Errich­
tung des Fonds; der Rat der Gouverneure hat beschlos­
sen, den Fonds zu errichten und seine Satzung festzule­
gen .

Die Gemeinschaft kann Mitglied des Fonds werden .

Es wird für eine angemessene Koordinierung zwischen
den Operationen des Fonds und anderen Finanz- und
Haushaltsinstrumenten der Gemeinschaft gesorgt.

Die Kommission wird den Jahresbericht des Fonds
zusammen mit ergänzenden Informationen von besonde­
rem gemeinschaftlichem Interesse an das Europäische
Parlament und den Rat weiterleiten.

Damit die Ziele des Fonds erreicht werden können, muß
der Fonds als multilaterale Entwicklungsbank im Sinne
der Richtlinie 89/647/EWG des Rates ( 3 ) und der Richt­
linie 91/31/EWG der Kommission (4 ) eingestuft werden.

Der Vertrag enthält Befugnisse für die Annahme dieses
Beschlusses nur in Artikel 235 —

Investitionen in transeuropäische Netze sind wesentlich
für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes;
gemäß den in der Satzung des Fonds vorgesehenen Ver­
fahren können manche dieser Investitionen Vorhaben in
angrenzenden Ländern betreffen, sofern es sich um grenz­
überschreitende Vorhaben handelt .

Investitionshilfen für KMU sind ein wesentlicher Faktor
bei der verstärkten Schaffung von Arbeitsplätzen.

( 3 ) Richtlinie 89/647/EWG des Rates vom 18 . Dezember 1989
über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute ( ABl .
Nr. L 386 vom 30. 12 . 1989, S. 14 ). Richtlinie geändert
durch die Richtlinie 92/3 0/EWG der Kommission ( ABl . Nr. L
110 vom 28 . 4 . 1992, S. 52).

( 4 ) Richtlinie 91/31/EWG der Kommission vom 19 . Dezember
1990 zur technischen Anpassung der Definition der „multila­
teralen Entwicklungsbanken" in der Richtlinie 89/647/EWG
des Rates über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditin­
stitute ( ABl . Nr . L 17 vom 23 . 1 . 1991 , S. 20 ).

( 1 ) ABl . Nr . C 115 vom 26 . 4 . 1993 , S. 238 .
( 2 ) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
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BESCHLIESST: Unbeschadet des Artikels 3 trägt die Kommission den
Ergebnissen dieser Prüfung Rechnung, wenn sie in der
Hauptversammlung des Fonds zu diesen Fragen Stellung
nimmt.Artikel 1

Die Gemeinschaft ist Mitglied der Europäischen Investi­
tionsfonds . Sie wird vertreten durch die Kommission .

Artikel 3

Der Standpunkt der Gemeinschaft zu einer etwaigen
Aufstockung des Kapitals des Fonds und zu ihrer Beteili­
gung an dieser Kapitalaufstockung wird vom Rat einstim­
mig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des
Europäischen Parlaments beschlossen .

Artikel 2

Die Kommission hält den Rat über die Arbeiten der
Organe des Europäischen Investitionsfonds auf dem lau­
fenden. Insbesondere unterrichtet die Kommission den
Rat — sobald sie hierzu in der Lage ist — über die
Fragen, die von der Hauptversammlung des Fonds
geprüft werden .

Der Rat kann diese Fragen auf Antrag eines Mitglied­
staats oder der Kommission einer Prüfung unterziehen.

Geschehen zu Luxemburg am 6 . Juni 1994 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Y. PAPANTONIOU
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RECHTSAKT ZUR ÄNDERUNG DES PROTOKOLLS ÜBER DIE SATZUNG DER EURO­
PÄISCHEN INVESTITIONSBANK, MIT DEM DER RAT DER GOUVERNEURE ZUR

ERRICHTUNG EINES EUROPÄISCHEN INVESTITIONSFONDS ERMÄCHTIGT WIRD

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK,
DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,'

DER PRÄSIDENT DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON SPANIEN,

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK,

DER PRÄSIDENT IRLANDS,

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

DER PRÄSIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES VEREINIGTEN KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND
NORDIRLAND,

IN DEM FESTEN WILLEN, die Finanzinstrumente zur Verfügung zu stellen, die zur Stärkung des
Binnenmarktes und des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts notwendig sind,

IN DER ERWÄGUNG, daß der Europäische Rat in Edinburgh den Wunsch geäußert hat, daß die
Errichtung eines Europäischen Investitionsfonds zur Förderung des wirtschaftlichen Wiederaufschwungs in
Europa dringend geprüft wird,

IN BEKRÄFTIGUNG der Vorteile einer engen Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft, der Euro­
päischen Investitionsbank und anderen an den Zielen des Fonds interessierten Finanzinstituten in den
Mitgliedstaaten,

HABEN BESCHLOSSEN, die Satzung der Bank zu ergänzen, um den Rat der Gouverneure zur Errichtung
eines Europäischen Investitionsfonds zu ermächtigen; sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER,

Philippe DE SCHOUTHEETE DE TERVARENT,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK,
Gunnar RIBERHOLDT,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

Jochen GRÜNHAGE,
Stellvertretender Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,

Leonidas EVANGELIDIS,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,
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SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON SPANIEN,

Camilo BARCIA GARCÍA-VILLAMIL,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK,

François SCHEER,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT IRLANDS,

Pádraig MAC KERNAN,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

Frederico DI ROBERTO,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG;

Jean-Jacques KASEL,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

B. R. BOT,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DER PRÄSIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,

José César PAULOURO DAS NEVES ,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND
NORDIRLAND,

Sir John KERR,
Botschafter,
Ständiger Vertreter,

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten WIE FOLGT ÜBEREIN­
GEKOMMEN:

Artikel A

Das Protokoll über die Satzung der Europäischen Investi­
tionsbank im Anhang zum Vertrag zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird durch folgen­
den Artikel ergänzt:

„Artikel 30

( 1 ) Der Rat der Gouverneure kann einstimmig
beschließen, einen Europäischen Investitionsfonds mit

eigener Rechtspersönlichkeit und finanzieller Autono­
mie zu errichten, zu dessen Gründungsmitgliedern die
Bank gehört .

( 2 ) Der Rat der Gouverneure beschließt die Satzung
des Europäischen Investitionsfonds einstimmig . In die­
ser Satzung werden insbesondere Ziele, Aufbau, Kapi­
tal, Mitgliedschaft, finanzielle Mittel, Interventions­
möglichkeiten, Prüfungsverfahren sowie die Beziehun­
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Anspruch haben, unterliegen indessen den einschlägi­
gen Steuerbestimmungen.

( 6 ) Der Gerichtshof ist innerhalb der nachstehend
festgelegten Grenzen für Streitfälle zuständig, die Maß­
nahmen von Fondsorganen betreffen . Klagen gegen
derartige Maßnahmen können von jedem Mitglied des
Fonds in dieser Eigenschaft oder von den Mitgliedstaa­
ten nach Artikel 173 dieses Vertrags erhoben wer­
den ."

gen zwischen den Organen der Bank und denen des
Fonds festgelegt .

( 3 ) Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 20
Absatz 2 ist die Bank berechtigt, sich an der Verwal­
tung des Fonds zu beteiligen und zum gekennzeichne­
ten Kapital des Fonds bis zur Höhe des vom Rat der
Gouverneure auf einstimmigen Beschluß festgelegten
Betrags beizutragen .

(4 ) Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft kann
Mitglied des Fonds werden und sich an seinem gekenn­
zeichneten Kapital beteiligen . An den Zielen des Fonds
interessierte Finanzinstitute können zur Mitgliedschaft
eingeladen werden .

( 5 ) Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen
der Europäischen Gemeinschaften gilt für den Fonds,
die Mitglieder der Fondsorgane in Ausübung ihrer
einschlägigen Aufgaben sowie für das Fondspersonal .

Der Fonds ist außerdem von allen Steuern und sonsti­
gen Abgaben anläßlich der Erhöhungen seines Kapitals
sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit,
die hiermit in dem Staat, in dem er seinen Sitz hat,
verbunden sind . Desgleichen werden bei seiner etwai­
gen Auflösung oder Liquidation keine Abgaben erho­
ben . Ferner unterliegt die Tätigkeit des Fonds und
seiner Organe, soweit sie nach Maßgabe der Satzung
ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer .

Dividenden, Kapitalerträge oder andere Einkommen
aus dem Fonds , auf die die Mitglieder außer der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Bank

Artikel B

( 1 ) Dieser Rechtsakt bedarf der Ratifikation durch die
Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungsrechtli­
chen Vorschriften . Die Ratifikationsurkunden werden bei
der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt.

( 2 ) Dieser Rechtsakt tritt am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf die Hinterlegung der letzten Ratifikations­
urkunde folgt .

Artikel C

Dieser Rechtsakt ist in einer Urschrift in dänischer,
deutscher, englischer, französischer, griechischer , irischer,
italienischer, niederländischer, portugiesischer und spani­
scher Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleicher­
maßen verbindlich ist; er wird im Archiv der Regierung
der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der
Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaates eine beglau­
bigte Abschrift.
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En fe de lo cual, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben la presente Acta .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne akt.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen
Rechtsakt gesetzt .

Εις πίτωση των ανώερω, οι υπογεγραμμένοι πληρεξούσιοι έεσαν τις υπογραφές τους στην
παρούσα πράξη.

In witness whereof the undersigned Plenipotentiaries have signed this Act.

En foi de quoi, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent
acte .

Dá fhianú sin, chuir na Lánchumhachtaigh thíos-sínithe a lámh leis an Ionstraim seo .

In fede di che, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce al presente
atto .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze Akte
hebben gesteld.

Em fé do que, os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final do
presente acto .

Hecho en Bruselas , el veinticinco de marzo de mil novecientos noventa y tres .

Udfærdiget i Bruxelles, den femogtyvende marts nitten hundrede og treoghalvfems.

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertdreiundneunzig .

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις είκοσι πέντε Μαρτίου χίλια εννιακόσια εννενήντα τρία.

Done at Brussels on the twenty-fifth day of March in the year one thousand nine hundred and
ninety-three .

Fait à Bruxelles, le vingt-cinq mars mil neuf cent quatre-vingt-treize.

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an cúigiú lá fichead de Mhárta, mile naoi gcéad nócha a tri .

Fatto a Bruxelles, addì venticinque marzo millenovecentonovantatré.

Gedaan te Brussel, de vijfentwintigste maart negentienhonderd drieënnegentig .

Feito em Bruxelas , em vinte e cinco de Março de mil novecentos e noventa e três.
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Pour Sa Majesté le Roi des Belges
Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen

For Hendes Majestæt Danmarks Dronning

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland

Για τον Πρόεδρο της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por Su Majestad el Rey de España
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Pour le Président de la République française

Thar ceann Uachtarán na hEireann
For the President of Ireland

Per il Presidente della Repubblica italiana

Pour Son Altesse Royale le Grand-Duc de Luxembourg

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden
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Pelo Presidente da República Portuguesa

For Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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Mitteilung über das Inkrafttreten des am 25 . März 1993 in Brüssel unterzeichneten Rechtsakts
zur Änderung des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investitionsbank ( 1 )

Der am 25 . März 1993 in Brüssel unterzeichnete Rechtsakt zur Änderung des Protokolls über
die Satzung der Europäischen Investitionsbank, mit dem der Rat der Gouverneure zur
Errichtung eines Europäischen Investitionsfonds ermächtigt wird , ist nach Hinterlegung der
letzten Ratifikationsurkunde am 29 . April 1994 gemäß Artikel B Absatz 2 am 1 . Mai 1994 in
Kraft getreten .

( J ) Siehe Seite 14 dieses Amtsblatts .
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